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KAMBODSCHA
Grundvoraussetzung für eine Verbesserung der Menschenrechtslage in Kambodscha ist nach Überzeu-
gung von Amnesty International eine unabhängige Justiz, Rechtsstaatlichkeit, die Beendigung der
Straflosigkeit sowie Maßnahmen zum Schutz vor Menschenrechtsverletzungen. Zu solchen Menschen-
rechtsverletzungen zählen: rechtswidrige Zwangsräumungen, unfaire Gerichtsverfahren, Repressionen
gegen MenschenrechtsverteidigerInnen sowie die Einschränkung der Meinungs – und Versammlungs-
freiheit.

POLITISCHER HINTERGRUND
Während der Diktatur der Roten Khmer von 1975 bis 1979 fielen zwischen ein und zwei Millionen
Menschen (von damals ca. acht Millionen Kambodschanern) den gezielten Tötungen sowie den Folgen
von Unterernährung, Krankheit und Zwangsarbeit zum Opfer. Nach dem Sturz des Regimes der Roten
Khmer durch vietnamesische Truppen und der anschließenden Besetzung im Januar 1979 blieb das
Land international weitgehend isoliert.

Während des von Februar 1992 bis September 1993 gültigen Mandats der UN-Übergangsverwaltung
(UNTAC1) unterzeichnete Kambodscha die meisten international anerkannten Menschenrechtsabkom-
men; es bildeten sich Nichtregierungsorganisationen vor Ort und unabhängige Zeitungen wurden ge-
gründet. Die Verfassung von 1993 garantiert in Art. 31 explizit die Einhaltung der Menschenrechte, wie
sie in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, dem UN-Zivilpakt und dem UN-Sozialpakt kodi-
fiziert sind. Seit Amtsübernahme der kambodschanischen Regierung wurden jedoch viele der während
des UNTAC-Mandats eingeleiteten positiven Entwicklungen wieder rückgängig gemacht.

Nach der von der UNTAC 1993 organisierten Wahl wurde Kambodscha von zwei Premierministern ge-
meinsam regiert – Prinz Norodom Ranariddh von der FUNCINPEC2 und Hun Sen von der CPP3. Nach
einem Putsch 1997 kamen Hun Sen und die CPP an die alleinige Macht. Die Regierungsmitglieder der
FUNCINPEC wurden durch CPP-Beamte ersetzt, dadurch befand sich die FUNCINPEC zusammen mit
der SRP4 in der Opposition.

Aus den Kommunalwahlen 2007 und den Parlamentswahlen 2008 ging die CPP als Sieger hervor (sie
hält 90 von 123 Sitzen im Parlament) und regiert alleine. Die Oppositionsparteien sind praktisch nicht
in die parlamentarische Arbeit eingebunden.

1 „United Nations Transitional Authority for Cambodia“
2 „Vereinte nationale Front für ein unabhängiges, neutrales, friedliches und kooperatives Kambodscha", bekannt unter der
französischen Abkürzung FUNCINPEC. Vorsitzender der FUNCINPEC ist Nhiek Bun Chhay.
3 „Kambodschanische Volkspartei" (CPP). Vorsitzender der CPP ist Hun Sen.
4 „Sam Rainsy Party“ (SRP). Vorsitzender der SRP ist Sam Rainsy.
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LANDRAUB UND ZWANGSRÄUMUNGEN
Rechtswidrige Zwangsräumungen sind eines der gravierendsten Menschenrechtsprobleme in Kambod-
scha. In ganz Kambodscha sind Tausende Menschen von Zwangsräumungen, Landkonflikten und Land-
raub betroffen. Ursache dafür ist oftmals die Vergabe von Landkonzessionen zur wirtschaftlichen Nut-
zung. In Phnom Penh allein wurden laut Schätzungen lokaler NGOs zwischen 1990 und 2011 ca. 10
Prozent der Bevölkerung der Stadt zwangsumgesiedelt, die Zahl der im ganzen Land von Zwangsräu-
mungen betroffenen Personen wird auf rund 420.000 geschätzt. Viele der Betroffenen haben nach
dem kambodschanischen Landrecht Anspruch auf das von ihnen bewohnte Land.

Die Zwangsräumungen werden häufig gewaltsam durchgeführt, die Bewohner werden an den Prozessen
nur ungenügend oder gar nicht beteiligt, eine angemessene Entschädigung wird ihnen vorenthalten.
Viele werden nach ihrer Zwangsumsiedlung in weit entfernten Gebieten angesiedelt, denen es an der
einfachsten Infrastruktur wie Trinkwasser, Strom und sanitären Anlagen mangelt. Die große Entfernung
zu ihren früheren Arbeitsmöglichkeiten hat zur Folge, dass viele ihren Lebensunterhalt nicht mehr ver-
dienen können. Bauern, denen Land und Haus weggenommen werden, stehen plötzlich vor dem Nichts.
Angehörige indigener Minderheiten verlieren immer mehr angestammten Lebensraum.

Im Januar 2012 machten Arbeiter eines Bauunternehmens, das 2003 einen Teil des Grundstücks er-
worben hatte, die Unterkünfte von etwa 300 in Borei Keila, einem Stadtteil Phnom Penhs, lebenden
Personen dem Erdboden gleich. Sicherheitskräfte sind nach Angaben von Beobachtenden mit Tränen-
gas und Gummigeschossen gegen die BewohnerInnen vorgegangen. Bei den Zusammenstößen sei mit
Steinen, Holzklötzen und Flaschen geworfen worden. 64 Menschen wurden nach Medienberichten da-
bei verletzt. Acht BewohnerInnen wurden wegen "Gewaltakten" und der "Behinderung von Staatsbe-
diensteten" in festgenommen und zwei Wochen in Untersuchungshaft gehalten. Die meisten der ver-
triebenen BewohnerInnen von Borei Keila wurden an zwei verschiedene Orte gebracht. Einer dieser Orte
ist Srah Po, der 45 Kilometer von Phnom Penh entfernt liegt. Die Lebensbedingungen dort sollen äu-
ßerst schlecht sein. In Srah Po gibt es weder angemessene sanitäre Einrichtungen noch nach üblichen
Standards bewohnbare Unterkünfte. Einigen Familien wurde ein Stück Land zugewiesen, auf dem sie
nun unter Zeltplanen leben. Andere Familien blieben ohne jede Hilfe. Durch den Abriss ihrer Unter-
künfte haben die meisten Familien ihr gesamtes Hab und Gut verloren.

Die Unterkünfte von tausenden Menschen um den Boeung Kak See herum wurden seit August 2008
zwangsgeräumt, nachdem eine Baufirma, Shukaku Inc., damit begonnen hatte, den See mit Sand auf-
zufüllen. Das 133 ha große Gebiet, das den See und die umliegenden Gebiete umfasst, wurde im Feb-
ruar 2007 von der Stadtbehörde für 99 Jahre an das Bauunternehmen verpachtet. Das Gebiet wurde
ohne Rücksprache mit der betroffenen Bevölkerung, die nur aus den Medien davon erfuhren, verpach-
tet. Im März 2011 gab der Untersuchungsausschuss der Weltbank einer Beschwerde von 2009 der
BewohnerInnen von Boeung Kak in allen Punkten statt. Diese hatten beklagt, dass ca. 20.000 Men-
schen, die um den Boeung Kak See in Phnom Penh leben, von dem Projekt LMAP5 ausgeschlossen
wurden und sich nun rechtswidriger Zwangsräumung ausgesetzt sahen. Die Weltbank hatte das Projekt
ins Leben gerufen und finanziert, um die Landtitelvergabe zu unterstützen. Nach dem Bericht des Aus-
schusses hat LMAP zur Zwangsräumung von rund 4.250 Familien beigetragen. Im August 2011 gab
die Weltbank bekannt, dass sie die Kreditvergabe seit Dezember 2010 ausgesetzt habe.

5 Land Administration and Management Project - ein durch mehrere Geberländer unter Federführung der Weltbank finanziertes
und durchgeführtes Projekt
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Im August 2011 wies der kambodschanische Ministerpräsident eine Grundstücksfläche von 12,44
Hektar als Bauland für die Errichtung von Wohnungen für die verbleibenden Familien am Boeung-Kak-
See aus. Die Stadtverwaltung von Phnom Penh schloss jedoch rund 90 Familien mit der Begründung,
ihre Häuser lägen nicht innerhalb des Gebietes, als nicht anspruchsberechtigt aus. Mehr als 600 Fami-
lien wurden Landrechte zugestanden, doch die Proteste gehen für die ausgeschlossenen Familien ohne
Landtitel weiter. Noch haben nicht alle berechtigten Familien Landtitel erhalten.

MENSCHENRECHTSVERTEIDIGER
Gegen LandaktivistInnen, GewerkschafterInnen, Angehörige von NGOs und andere Menschenrechtsver-
teidigerInnen gehen die Behörden mit Drohungen, Schikanen, physischen Attacken und rechtlichen
Schritten vor, um sie an der Durchführung ihrer friedlichen Aktivitäten zu hindern. Im Zusammenhang
mit gewaltsamen Umsiedlungen schalten die Behörden immer häufiger Gerichte ein, um Menschen-
rechtsverteidigerInnen zum Schweigen zu bringen. Viele werden aufgrund konstruierter, unbegründeter
oder fadenscheiniger Vorwürfe angeklagt, wie Beschädigung von Privateigentum, Aufwiegelung, Raub
und Körperverletzung.

Nach einem im Schnellverfahren geführten äußerst fragwürdigen Prozess sind 13 Sprecherinnen einer
am Ufer des Boeung-Kak-Sees in Phnom Penh gelegenen Gemeinde am 24. Mai 2012 zu jeweils 30
Monaten Freiheitsentzug verurteilt worden. Die Frauen wurden am 22. Mai während einer friedlichen
Protestveranstaltung festgenommen. Sie hatten gegen den Abriss von Häusern von 18 Familien, protes-
tiert. Am 27. Juni hat das Berufungsgericht von Kambodscha den Rest ihrer zweieinhalbjährigen Haft-
strafe ausgesetzt, ihre Verurteilung jedoch aufrecht erhalten.

Ein prominenter Umweltaktivist, Chut Wutty, und ein Militärpolizist wurden im April 2012 erschossen.
Chut Wutty war ausgesprochen kritisch gegenüber illegalem Holzeinschlag und hat andere Land- und
Umweltaktivisten unterstützt. Zuvor hat er Morddrohungen wegen seiner Aktivitäten erhalten. Während
der Schießerei waren weitere Militärpolizisten anwesend.

Im Januar 2012 wurden 26 Frauen und 6 Kinder bei einer friedlichen Demonstration festgenommen,
als sie gegen die Zwangsräumung ihrer Gemeinde Borei Keila und die Festnahme von acht Bewohnern
während der Zwangsräumung am 3. Januar 2012 protestiert haben. Sie wurden in die Sozialeinrich-
tung von Prey Speu gebracht und ohne rechtliche Grundlage festgehalten. VertreterInnen von Phan
Imex, dem Unternehmen, das an der gewaltsamen Räumung in Borei Keila beteiligt war, versuchte die
Gruppe einzuschüchtern. Man sagte den Frauen und Kindern, sie würden nur dann freigelassen, wenn
sie ein Grundstück in einem der weit entfernten Umsiedlungsgebiete akzeptieren würden. Vier der
Frauen wurden freigelassen, nachdem sie  das Angebot angenommen hatten. Den übrigen Frauen und
Kindern gelang am 18. Januar 2012 während des Besuchs von zwei oppositionellen Parlamentsmit-
gliedern die Flucht.

Der Aktivist Suong Sophorn wurde am 16. September 2011 durch Übergriffe der Polizei schwer am
Kopf verletzt, als er versucht hatte, die Zerstörung von acht Häusern am Ufer des Boeung-Kak-Sees in
Phnom Penh zu verhindern.

Der Gewerkschaftsführer Sous Chantha wurde im Juni 2011 wegen Drogenhandels schuldig gesprochen
und erhielt eine zehnmonatige Gefängnisstrafe. Zwei Monate der Strafe wurden ihm erlassen und da er
bereits neun Monate in Untersuchungshaft verbracht hatte, wurde er auf freien Fuß gesetzt. Es wird
vermutet, dass die Anklage gegen ihn gegenstandslos war und nur dazu dienen sollte, ihn und andere
Gewerkschaftsführer davon abzuhalten, sich für Arbeitnehmerrechte einzusetzen.
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MEINUNGS-, PRESSE- UND VERSAMMLUNGSFREIHEIT
Die Meinungs-, Presse- und Versammlungsfreiheit, die in Artikel 41 der kambodschanischen Verfas-
sung garantiert werden, sind in Kambodscha stark eingeschränkt.  Die letzten Jahre sind geprägt durch
Repressionen gegen die Zivilgesellschaft und eine starke Einschränkung der Versammlungs- und Mei-
nungsfreiheit.

Seit 1994 wurden mindestens neun Journalisten, die für oppositionsnahe Medien arbeiteten, umge-
bracht. Bis heute wurde niemand für diese Morde zur Rechenschaft gezogen.

Die Regierung versuchte 2011 den Gesetzentwurf über Vereinigungen und Nichtregierungsorganisatio-
nen fertigzustellen, obwohl im Zivilgesetzbuch ausreichende Bestimmungen über die Regulierung von
Organisationen enthalten sind. Die ersten drei Entwürfe stießen auf vielfache Kritik seitens der kam-
bodschanischen Zivilgesellschaft, internationaler Organisationen und der Regierungen anderer Länder.
Hauptkritikpunkte waren die übermäßige Kontrolle regierungskritischer zivilgesellschaftlicher Gruppen,
die unverhältnismäßig starke Einschränkung der Versammlungs- und Meinungsfreiheit und teils vage
Formulierungen. Nachdem der vierte Entwurf, der zwar einige Verbesserungen enthält, auf ähnliche
Kritik gestoßen war, kündigte Ministerpräsident Hun Sen im Dezember 2011 an, die Abstimmung über
den Entwurf, wenn nötig bis 2014 zu vertagen, um einen Konsens zu erreichen.

Die Drohungen gegenüber einheimischen NGOs - hauptsächlich Organisationen, die sich für Landrechte
einsetzen - seitens der Regierung und Behörden nehmen zu.

Der NGO Samakhum Teang Tnaut (STT) wurde im August 2011 von offizieller Seite verboten ihre Ar-
beit weiterzuführen, da sie angeblich ihre Satzung, wie von einer speziellen Behördenabteilung gefor-
dert, nicht geändert hatte. Die Behörden konnten jedoch nicht erklären, auf welcher rechtlichen Grund-
lage die Suspendierung erfolgte. STT wurde später Aufwiegelung von Personen vorgeworfen, was zu
möglicher Strafverfolgung unter dem neuen Strafgesetzbuch führen kann. STT leistet überragende
technische Arbeit im Bereich Landrechte und Umsiedlung. Im Dezember 2011 durfte STT ihre Arbeit
wieder aufnehmen.

Genehmigungen für Demonstrationen werden regelmäßig durch die Behörden verweigert. Polizei und
Sicherheitskräfte lösen friedliche Versammlungen häufig gewaltsam auf. Ein geändertes Demonstrati-
onsgesetz, das Ende 2009 verabschiedet wurde, wurde von Oppositionspolitikern und zivilgesellschaft-
lichen Organisationen kritisiert, da es ihrer Meinung nach die Meinungs- und Versammlungsfreiheit
substanziell einschränkt.

Das indigene Volk der Kuy, das am Rande des Waldgebiets Prey Lang lebt, führte 2011 mehrmals Pro-
testaktionen gegen die Zerstörung ihres angestammten Landes und die Einschränkung ihres Zugangs
zum Wald durch. Grund dafür war die Vergabe von Konzessionen an agro-industrielle und Bergbauun-
ternehmen. Im August reisten 300 Personen, von denen die meisten der ethnischen Minderheit der
Kuy angehörten, nach Phnom Penh. Mehr als 100 von ihnen wurden festgenommen und für kurze Zeit
ohne Anklage inhaftiert, weil sie Flugblätter über Prey Lang verteilt hatten, die nach Ansicht der Polizei
geeignet waren, "die öffentliche Ordnung zu stören".

MÄNGEL IM JUSTIZSYSTEM
Kambodscha hat noch immer ein schwaches Justizsystem, das einem großen Teil der Bevölkerung kei-
ne Gerechtigkeit bietet. Gerichtsverfahren zeigen häufig eine mangelnde Unabhängigkeit der Strafver-
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folgungsbehörden und Richter, Korruption ist weit verbreitet und es gibt gravierende Probleme bei der
Anwendung und Durchsetzung von geltendem Recht. Die Unschuldsvermutung wird nicht immer ge-
währt, und häufig akzeptieren Gerichte unter Zwang erpresste Geständnisse. Ende 2010 wurde ein
neues Strafgesetzbuch verabschiedet.

Noch immer sind beispielsweise die Tötungen der Gewerkschafter Chea Vichea (Januar 2004) und Hy
Vuthy (Februar 2007) sowie die Tötung des Journalisten Khim Sambor und seinem Sohn (Juli 2008)
nicht aufgeklärt.

ROTE KHMER TRIBUNAL
Um die Verantwortlichen für die massiven Menschenrechtsverletzungen unter der Herrschaft der Roten
Khmer vor Gericht zu bringen, wurden in den kambodschanischen Gerichten Außerordentliche Kam-
mern (ECCC)6 unter Beteiligung internationaler Richter und Staatsanwälte eingerichtet. Im Juni 2007
nahmen sie ihre Arbeit auf.

Kaing Guek Eav wurde im Juli 2010 als erster Angeklagter verurteilt. Er wurde wegen Verbrechen gegen
die Menschlichkeit und Verstößen gegen die Genfer Konventionen zu einer Haftstrafe von 35 Jahren
verurteilt. Am 3. Februar 2012 wies das Tribunal den Antrag auf Revision von Kaing Guek Eav ab und
erhöhte die Haftstrafe von 35 Jahren auf lebenslänglich.

Im November 2011 begann das Verfahren gegen drei ehemalige führende Politiker der Roten Khmer:
Staatschef Khieu Samphan, Außenminister Ieng Sary, und Nuon Chea, ein ranghoher Beamter der
Kommunistischen Partei Kambodschas werden beschuldigt, Verbrechen gegen die Menschlichkeit,
Kriegsverbrechen und Völkermord begangen zu haben. Die 79-jährige Angeklagte Ieng Thirith wurde
wegen ihres Gesundheitszustandes von der Strafkammer für verhandlungsunfähig erklärt. Ihr Verfahren
wurde ausgesetzt und ihre Freilassung angeordnet. Im Dezember 2011 verwarf die Kammer des Obers-
ten Gerichts (Supreme Court Chamber) diese Entscheidung und ordnete die Fortsetzung ihrer Haft in
einem Krankenhaus oder einer anderen angemessenen Einrichtung an, vorbehaltlich einer medizini-
schen Untersuchung und der erneuten Feststellung ihrer Verhandlungstauglichkeit.

Trotz starker Widerstände seitens des kambodschanischen Ko-Staatsanwaltes wurden im September
2009 Anträge auf Einleitung von Ermittlungen gegen fünf weitere Verdächtige in 40 Fällen von Mord,
Folter, unrechtmäßiger Inhaftierung, Zwangsarbeit und Verfolgung gestellt. Beim Einreichen der Klage
erklärte der amtierende internationale Ko-Staatsanwalt, dass keine weiteren Fälle verfolgt würden. Die
politische Einmischung seitens hochrangiger kambodschanischer Regierungsmitglieder, die sich offen
gegen weitere Anklagen aussprechen, untergräbt mögliche weitere Fortschritte für das nationale Justiz-
system, die sich aus den Außerordentlichen Kammern in den Gerichten von Kambodscha ergeben sol-
len.

Im Oktober 2011 ist der internationale Ko-Untersuchungsrichter, Siegfried Blunk, aufgrund der Einmi-
schung der kambodschanischen Regierung in die Arbeit des Tribunals zurückgetreten. Die kambod-
schanische Regierung hatte versucht, die Eröffnung der Fälle 003 und 004 zu verhindern. Am 20.
März 2012 ist der internationale Untersuchungsrichter Laurent Kasper-Ansement, der die Untersu-
chungen in den Fällen 003 und 004 übernommen hatte, von seiner Position zurückgetreten, nachdem
die kambodschanische Regierung die Arbeit in den Fällen behindert und der kambodschanische Ko-
Untersuchungsrichter You Bunleng die Kooperation mit Kasper-Ansement verweigert hatte.

6 Extraordinary Chambers in the Courts of Cambodia (ECCC).
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FORDERUNGEN AN DIE REGIERUNG KAMBODSCHAS
Amnesty International fordert die Regierung Kambodschas auf,

§ die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Justiz zu achten und die Beeinflussung der Gerichte zu
beenden.

§ vollständige und unabhängige Untersuchungen aller Menschenrechtsverletzungen einzuleiten, Er-
gebnisse zu veröffentlichen und die Verantwortlichen in einem fairen Verfahren zur Verantwortung zu
ziehen.

§ die Praxis der rechtswidrigen Zwangsräumungen zu beenden und alle massenhaften Räumungen
aussetzen, bis ein gesetzlicher Rahmen, der die internationalen Menschenrechte achtet, ausgearbei-
tet ist. Frauen eine gleichberechtigte Teilhabe bei Konsultation ermöglichen. Alle Menschen, gegen
die Zwangsräumungen durchgeführt worden sind, angemessen zu entschädigen und eine an interna-
tionalen Standards orientierte Ersatzunterkunft zur Verfügung zu stellen.

§ alle MenschenrechtsverteidigerInnen zu respektieren und zu schützen, auch die, die im Rahmen der
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte arbeiten, so dass alle ihre Arbeit ohne Behinde-
rung, Einschüchterung oder Bedrohungen ausüben können.

§ die Meinungs-, Presse- und Versammlungsfreiheit, wie durch die Verfassung und internationale Men-
schenrechtsstandards garantiert, zu respektieren und zu schützen.


